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Bearb.:  Feig, Heike Tel.:-336  öffentlich 

Az.:    

 

Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Hauptausschuss 26.10.2020 Anhörung 
 
 

Verlängerung des Optionszeitraums beim § 2b Umsatzsteuergesetz (UStG) 
 
 
Sachverhalt: 

Das Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise 
(Corona-Steuerhilfegesetz) vom 19.06.2020 sieht eine Verlängerung des Optionszeitraums 
beim § 2b UStG für die weitere Anwendung des alten Umsatzsteuerrechts bis zum 
31. Dezember 2022 vor.  

Die bisherige Übergangsregelung zum § 2b UStG in § 27 Abs. 22 UStG ist aufgrund vor-
dringlicher Arbeiten der Kommunen zur Bewältigung der Covid-19-Pandemie bis zum 
31.12.2022 verlängert worden.  

Im Hinblick auf die Notwendigkeit einer erneuten Abgabe einer Optionserklärung wurde im 
Umsatzsteuergesetz nach § 27 Abs. 22 folgender Absatz 22a eingefügt: 

„Hat eine juristische Person des öffentlichen Rechts gegenüber dem Finanzamt gemäß § 27 
Abs. 22 Satz 3 erklärt, dass sie § 2 Abs. 3 in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung 
für sämtliche nach dem 31. Dezember 2016 und vor dem 1. Januar 2021 ausgeführte Leis-
tungen weiterhin anwendet und die Erklärung für vor dem 1 Januar 2021 endende Zeiträume 
nicht widerrufen, gilt die Erklärung auch für sämtliche Leistungen, die nach dem 31. Dezem-
ber 2020 und vor dem 1. Januar 2023 ausgeführt werden. Die Erklärung nach Satz 1 kann 
auch für Zeiträume nach dem 31. Dezember 2020 nur mit Wirkung vom Beginn eines auf die 
Abgabe folgenden Kalenderjahres an widerrufen werden. Es ist nicht zulässig, den Widerruf 
auf einzelne Tätigkeitsbereiche oder Leistungen zu beschränken.“ 

Damit kann die Stadt Norderstedt das alte Umsatzsteuerrecht noch bis zum 31. Dezember 
2022 weiter anwenden. Die erneute Abgabe einer Optionserklärung ist dafür nicht erforder-
lich.  
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